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08 . 03 . 76 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Dr. Waigel, Dr. Althammer, 
Schröder (Lüneburg), Röhner, Leicht, Haase (Kassei), Dr. Riedl (München), 
Frau Pieser, Dr. Jobst, Möller (Lübeck), Dr. Stavenhagen, Krampe, Niegel, 

Dr. Kunz (Weiden), Kiechle, Schmitz (Baesweiier), Carstens (Emstek), Picard 
und Genossen 
- Drucksache 7/4763 - 

betr. Abwicklung und Auswirkungen des „Programms zur regionalen und 
lokalen Abstützung der Beschäftigung“ und des „Programms 
stabilitätsgerechter Aufschwung“ 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt; 

Die Bundesregierung hat bereits in der Anlage 2 zum Jahres- 
wirtschaftsbericht 1976 einen ausführlichen Bericht über die 
ökonomischen Wirkungen und den bisherigen Abwicklungs- 
stand der Konjunktur- und Sonderprogramme 1974/75 vorge- 
legt. Dieser Bericht zeigt insbesondere auf, wie sich die einzel- 
nen Programme zusammensetzen, welche Wirkungen von den 
Teilprogrammen auftrags- und produktionsmäßig sowie be- 
schäftigungspolitisch ausgehen und in welchem Umfange die 
Programme kassenmäßig abgewickelt sind. Auf diesen Bericht 
wird Bezug genommen. Im übrigen wird die Kleine Anfrage 
wie folgt beantwortet: 


1. In weldiem zeitlidien Rahmen ist die Abwicklung der beiden 
Programme erfolgt? 

2. Wann waren Auftragsvergabe, Projektdurdiführung und Mittel- 
abfluß abgesdilossen? 

Zur raschen Umsetzung des Sonderprogramms vom September 
1974 und des Konjunkturprogramms vom Dezember 1974 wur- 
den die Termine für die Auftragsvergaben und für die Fertig- 
stellung der Projekte von vornherein so festgesetzt, daß die 
konjunkturellen Anstoßwirkungen möglichst massiert noch in 
den Jahren 1974/75 eintraten. 
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Beim Sonderprogramm vom September 1974 (950 Mio DM, da- 
von Bund 600 Mio DM) waren die Auftragsvergaben im wesent- 
lichen bis 31. Dezember 1974 getätigt; eine Ausnahme galt 
lediglich für das Teilprogramm Althausmodernisierung, bei 
dem die Auftragsvergabefrist bis Mitte 1975 verlängert wurde. 
Das Sonderprogramm ist auftragsmäßig bis auf einen gering- 
fügigen Rest von 1 V 2 v. H. durchgeführt und zu rd. 83 v. H. auch 
kassenmäßig abgewickelt. 

Das Konjunkturprogramm vom Dezember 1974 setzte sich zu- 
sammen aus einem Bundesinvestitionsprogramm (1130 Mio 
DM), arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen (600 Mio DM) und 
Investitionszulagen zur Anregung privater Investitionen. 

Beim Bundesinvestitionsprogramm mußte die Auftragsvergabe 
grundsätzlich bis zum 31. März 1975 erfolgt sein. Eine Aus- 
nahme galt auch hier für den Bereich Althausmodernisierung 
(bis Ende Juli 1975) und für die Förderung überbetrieblicher 
Ausbildxingsstätten, bei der die Auftragsvergabefrist nach Ver- 
längerung auf den 31. Dezember 1975 festgesetzt wurde. Bis zu 
diesem Zeitpunkt waren rd. 1110 Mio DM mit Auf trägen/ Ver- 
pflichtungen belegt, so daß ein Rest von unter 2 v. H. offen- 
blieb. Das Bundesinvestitionsprogramm war bis Ende Januar 
1976 zu über 70 v. H. auch kassenmäßig abgewickelt. 

Im Rahmen der besonderen arbeitsmarktpolitischen Maßnah- 
men (Lohnkostenzuschüsse, Mobilitätszulagen) waren bis Mitte 
1975 von bereitgestellten 600 Mio DM insgesamt 408,4 Mio DM 
in Anspruch genommen, davon für Lohnkostenzuschüsse 382,5 
Mio DM und für Mobilitätszulagen an Arbeitnehmer 25,9 Mio 
DM. Der nicht ausgefüllte Betrag wurde zur Fortführung von 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit 
eingesetzt. Davon sind bisher rd. 102 Mio DM auch kassen- 
mäßig abgeflossen. 

Zur Investitionszulage, bei der der Schwerpunkt der Konjunk- 
turmaßnahmen vom Dezember 1974 lag, lassen sich endgültige 
Angaben noch nicht machen. Bis Ende 1975 waren insgesamt 
rd. 110 Mio DM an Zulagen ausgezahlt. Für 1976 wird mit 
weiteren Auszahlungen von etwa 3,6 Mrd. DM gerechnet. In 
den Folgejahren - hauptsächlich im Jahre 1977 - werden wei- 
tere Zahlungen nach Maßgabe der im Gesetz festgelegten 
Fertig- und Herstellungstermine an die Investoren fließen. 


3. Wie hoch wird das Auftragsvolumen beider Programme nach 
ihrem Abschluß beziffert? 

Beim Sonderprogramm vom September 1974 kann von einem 
Auftragsvolumen von rd. 1,3 Mrd. DM und beim Konjunktur- 
programm vom Dezember 1974 - ohne Berücksichtigung der 
0,6 Mrd. DM arbeitsmarktpolitischer Beschäftigungshilfen - von 
knapp 1,5 Mrd. DM ausgegangen werden. Die Anstoßeffekte, 
die von beiden Programmen ausgehen, dürften dagegen wesent- 
lich höher liegen. Das Deutsche Institut für Wirtschaftsfor- 
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schung (DIW), Berlin, hat sie in einer Untersuchung unter Ein- 
beziehung indirekter Wirkungen allein für die Bundesinvesti- 
tionen (1130 Mio DM) im Rahmen des Dezemberprogramms auf 
über 2 Mrd. DM geschätzt. 

Eine abschließende Aussage über die Auftragswirkungen der 
Investitionszulage ist z.Z. noch nicht möglich. Die Entwicklung 
bei den Auftragseingängen im Jahre 1975 deutet aber darauf 
hin, daß mit beträchtlichen Wirkungen zu rechnen ist. Während 
der gesamte Auftragseingang der verarbeitenden Industrie im 
Jahre 1975 um 2,3 v. H. geschrumpft ist, haben die Inlands- 
aufträge der Investitionsgüterindustrien um 15,3 v. H. zuge- 
nommen. Eine Untersuchung des Ifo-Instituts ergab allein für 
die verarbeitende Industrie ein begünstigtes Auftragsvolumen 
von rd. 26 Mrd. DM. In einem Umfang von rd. 8 Mrd. DM 
seien höhere Aufträge als ursprünglich im ersten Halbjahr 1975 
beabsichtigt vergeben worden. Das sonst aufgrund der konjunk- 
turellen Datenkonstellation zu erwartende „Loch'' in der Be- 
stelltätigkeit sei hierdurch mehr als ausgefüllt worden. 


4. Wie verteilt sich die konkrete Finanzierung der Programme auf 
Bund, Land und Gemeinden? 

Zur Durchführung des Sonderprogramms vom September 1974 
wurden vom Bund 600 Mio DM, von den Ländern 350 Mio DM 
und von den Gemeinden rd. 300 Mio DM zur Verfügung ge- 
stellt. 

Zur Höhe des Eigenfinanzierungsanteils Privater bei der Alt- 
hausmodernisierung können nähere Angaben nicht gemacht 
werden. 

Für das IConjunkturprograrnm vom Dezember 1974 sind Bun- 
desmitiel in Höhe von 1130 Mio DM zur Durchführung des 
Bundesinvestitionsprogramms bereitgestellt worden. Die Maß- 
nahmen wurden so ausgewählt, daß Länder und Gemeinden 
keine zusätzlichen Finanzierungsanteile zu erbringen hatten. 
Bei den zur Fortführung von A.rbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
der Bundesanstalt zur Verfügung gestellten Mitteln war eine 
gewisse Mitfinanzierung der Länder nach den Vorschriften des 
Arbeitsförderungsgesetzes erforderlich. 

Zur Höhe der aus der Investition szulage entstehenden Steuer- 
mindereinnahmen bei Bund, Ländern und Gemeinden läßt sich 
näheres noch nicht sagen. 


5. Welche erkennbaren Auswirkungen zeitigten die Programme im 
Hinblick auf ihre regionale, sektorale und beschäftigungspoliti- 
sche Zielsetzung? 

Das Programm vom September 1974 war so ausgerichtet, daß 
seine Wirkungen überwiegend dem Baubereich zugute kamen. 
Durch den zugrunde gelegten Verteilungsschlüssel - die Auf- 
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träge sollten in Orten und Gebieten mit überdurchschnittlicher 
Arbeitslosigkeit unter Berücksichtigung der Beschäftigungslage 
im Baubereich vergeben werden - wurde zugleich den regio- 
nalen und arbeitsmarktpolitischen Erfordernissen Rechnung 
getragen. Mit Sicherheit läßt sich feststellen, daß durch dieses 
Programm einer weiteren Verschlechterung der Beschäftigungs- 
situation wesentlich entgegengewirkt wurde. 

Diese Aussage gilt auch für das Konjunkturprogramm vom 
Dezember 1974. Zahlenmäßige Angaben über die Entlastung 
des Arbeitsmarktes liegen für die besonderen arbeitsmarkt- 
politischen Maßnahmen vor. Danach sind durch Gewährung 
von Lohnkostenzuschüssen etwa 79 000 arbeitslose Arbeitneh- 
mer zusätzlich eingestellt und durch die Bereitstellung der 
Mobilitätszulagen die Arbeitsplatzvermittlung oder die beruf- 
liche Bildung von über 56 500 arbeitslosen Arbeitnehmern ge- 
fördert worden. 

Was die sektorale Aufteilung des Bundesinvestitionspro- 
gramms vom Dezember 1974 anbelangt, so verteilten sich die 
Mittel wie folgt: 

Baugewerbe 51,8 v. H. 

Investitionsgüterindustrien 37,1 v. H. 

Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie 9,8 v. H. 

Sonstige 1,3 v.H. 

Die Investitionszulage hat nach einer Untersuchung des Ifo- 
Instituts vor allem zu einer deutlichen Belebung der ßestell- 
tätigkeit in den Investitionsgüterindustrien geführt. Danach 
haben - gewichtet mit dem Umsatz - rd. 80 v.H. der befragten 
Firmen in der verarbeitenden Industrie positiv auf die Investi- 
tionszulage reagiert, d. h. Investitionsaufträge erteilt, die ohne 
Zulage nicht oder später erteilt worden wären. Sie hat damit 
bewirkt, daß ein noch stärkerer Investitionseinbruch mit all 
seinen negativen Folgewirkungen - besonders für die Beschäf- 
tigung - verhindert und die Voraussetzungen für eine fort- 
schreitende Erholung der Wirtschaftstätigkeit geschaffen wer- 
den konnten. 


6. Gibt es eine Koslcn-Nutzen-Analyse über Anlage, Struktur, 
Kosten, Durchführung und Wirkung dieser Programme? 

Anlage, Struktur und Durchführung eines Konjunkturpro- 
gramms können nicht Gegenstand einer Kosten-Nutzen- 
Analyse sein, sondern allenfalls einer Kosten-Wirksamkeits- 
Analyse. 

Die Bundesregierung hat Überlegungen hinsichtlich der kon- 
junkturell zweckmäßigsten und wirksamsten Maßnahmen zur 
Belebung der Wirtschaftstätigkeit angestellt, ohne daß eine 
Kosten-Wirksamkeits-Analyse im engeren Sinne aufgesteilt 
wurde. Eine solche Untersuchung hätte nur unter größerem 
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Zeitaufwand und unter Inkaufnahme zahlreicher Unwägbar- 
keiten vorgenommen werden können. Um die konjunkturpoliti- 
schen Maßnahmen möglichst rasch wirksam werden zu lassen, 
ist hiervon abgesehen worden. 


7. Welche Abweichungen sind bei der Auswahl von Maßnahmen 
durch gemeinsame Einwilligung des BMF und des BMW vorge- 
nommen worden? 

Beim Sonderprogramm vom September 1974 wurden Umschich- 
tungen vor allem beim Epl, 14 (BMVg) und innerhalb des 
Epl. 25 (BMBau) zugunsten der Förderung von Wohnungen 
vornehmlich für kinderreiche Familien und alte Menschen vor- 
genommen. Umschichtungen kleineren Umfanges ergaben sich 
auch bei den Maßnahmen der Wasser- und Schiffahrtsverwah 
tung, im Agrarbereich und bei der Förderung von Familien- 
ferienstätten. 

Beim Konjunkturprogramm vom Dezember 1974 wurde ein 
Betrag von 7,8 Mio DM von den für überbetriebliche Ausbil- 
dungsstätten im Epl, 31 (BMFT) veranschlagten Mitteln auf 
den Epl. 11 (BMA) für den Neu- und Ausbau von Berufsbil- 
dungswerken übertragen. Abweichungen ergaben sich auch für 
den Geschäftsbereich des BMV, ohne daß sich hier der bereit- 
gestellte Gesamtbetrag änderte. 

Alle Umschichtungen lagen innerhalb der Zielsetzung der Pro- 
gramme. 


8. Wurden vorgeschlagene Maßnahmen der Länder von der Bun- 
desregierung als mit der Zielsetzung der Programme unverein- 
bar abgelehnt? 

Die Frage kann sich nur auf die Programmteile des Sonder- 
programms vom September 1974 beziehen, zu deren Durch- 
führung der Bund Finanzhilfen nach Artikel 104 a Abs. 4 GG 
gewährt hat. Nach den mit den Ländern getroffenen Verwal- 
tungsvereinbarungen lag die Entscheidung über die zu berück- 
sichtigenden Vorhaben bei den Ländern; dem Bund war ledig- 
lich Vorbehalten zu prüfen, ob die dem Bund übersandten An- 
träge der Zielsetzung und den festgesetzten Verwendungs- 
zwecken entsprachen. 

Beim Programmteil „Kommunale Infrastruktur" ist keiner der 
534 vorgelegten Anträge abgelehnt worden. 

Beim Programmteil „Stadtsanierung" wurden von 108 vorge- 
legten Anträgen 4 abgelehnt, da sie der Zielsetzung des Pro- 
gramms nicht entsprachen bzw. wegen Überschreitung des 
Rahmens der zugeteilten Finanzhilfen. 
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9. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Folgekosten für die in 
Ländern und Gemeinden (Gemeindeverbänden) durchgeführten 
Maßnahmen? 

Die Auswahlkriterien für beide Programme sahen ausdrück' 
lieh vor, daß nur solche Investitionsmaßnahmen berücksichtigt 
werden, die zu geringen Folgekosten führen und die Haushalte 
der nächsten Jahre nicht zu stark belasten. Auch im Konjunk- 
turrat für die öffentliche Hand und im Finanzplanungsrat ist 
auf diese Voraussetzungen mit aller Deutlichkeit hingewiesen 
worden. Es kann daher davon ausgegangen werden, daß die 
Länder nur solche Maßnahmen vorgeschlagen und bewilligt 
haben, die diesem Gesichtspunkt Rechnung trugen. 

Da es sich im wesentlichen um vorgezogene Investitionsmaß' 
nahmen handelt, kann insoweit nicht von zusätzlichen Folge- 
kosten gesprochen werden, da sie ohnedies - wenn auch zeit- 
lich etwas später - angefallen wären. 
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